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Neue Formen der Bürgerbeteiligung und der 
Bürgermitwirkung wurden in vielen Städten er-
probt. Heidelberg konnte mit dem Verkehrsfo-
rum zu Beginn der 90er Jahre (es ging um die 
Erarbeitung eines neuen Verkehrsentwicklungs-
plans), mit den Zukunftswerkstätten für Frauen 
(bei der Erstellung von Stadtteilrahmenplänen) 
und runden Tischen (zur Straßenbahnerschlie-
ßung oder zum Energiesparen) schon früh viel-
fältige und wichtige Erfahrungen sammeln. 

Heute geht es nicht mehr nur darum, mit in-
novativen Methoden das Wissen und die Fä-
higkeiten der Bevölkerung in die Gestaltung 
einer Stadt einzubeziehen. Es geht auch um die 
Suche nach einer neuen Rollenverteilung zwi-
schen Staat, Politik, Wirtschaft und Bürger-
schaft. Inwieweit lässt die repräsentative De-
mokratie eine solche Beteiligung zu? Welche 
Aufgaben kann und will der Staat an seine Bür-
gerinnen und Bürger abgeben? Tragen Unter-
nehmen auch zivilgesellschaftliche Verantwor-
tung für ihren Standort im Sinne des Corporate 
Citizenship? 

Bei all diesen Fragen spielen die Grundhaltun-
gen der Bürgergesellschaft1, das Verhältnis zur 
Demokratie – Bürgersinn, Zivilcourage und So-
lidarität – eine zentrale Rolle. 

Aufgabe unserer Gesellschaft und insbesondere 
der Politik muss es daher sein, diese Grundhal-
tungen zu wecken und zu stärken. Dabei ist be-
sonders darauf zu achten, dass nicht an den Be-

dürfnissen der Menschen vorbei agiert wird. 
Neue Problemstellungen wie der demografische 
Wandel oder Themen wie Umweltschutz, Gleich-
stellung und Migration müssen ebenso berück-
sichtigt werden wie die Bedürfnisse derer, die 
man einbinden möchte in Bezug auf flexibles 
Zeitmanagement oder veränderte Familienfor-
men. 

In Heidelberg ist es uns in den vergangenen 14 
Jahren (seit meinem Amtsantritt) gelungen, An-
gebote zur Mitgestaltung in diesem Sinn zu 
schaffen. Viele Initiativen entstanden und ent-
stehen auch ohne das Zutun des Staates oder 
der Verwaltung, einige sind von uns initiiert. Es 
geht darum, eine Atmosphäre für mehr De-
mokratie und Mitverantwortung zu schaffen. 

Die derzeitige Finanzkrise der Städte stellt uns 
vor neue Herausforderungen. Auf der einen Sei-
te muss die Verwaltung wegen enormer Spar-
zwänge Kürzungen in bestimmten Aufgabenbe-
reichen vornehmen – auf der anderen Seite sol-
len jedoch der Bürgersinn gestärkt und die Men-
schen zur Übernahme von Verantwortung mo-
tiviert werden, ohne dass sie den Eindruck be-
kommen, Lückenbüßer zu sein. Die Städte, de-
nen es gelingt, diesen Prozess so zu meistern, 
dass das Vertrauensverhältnis zwischen Staat 
und Bürgerschaft gestärkt und nicht beschädigt 
wird, werden zukünftig diejenigen sein, die sich 
mit ihren Bürgern gemeinsam nachhaltig wei-
terentwickeln können. 

_ΩêÖÉêëÅÜ~ÑíäáÅÜÉë=båÖ~ÖÉãÉåí=áå=eÉáÇÉäÄÉêÖ=

In Anlehnung an den FreiwilligenSurvey des 
Bundesministeriums für Familie,1Senioren, Frau-
en und Jugend wurde in Heidelberg im Jahr 2002 

                                                      
1 Der Ursprung der politischen Vision einer „Bürgerge-

sellschaft“ oder „Zivilgesellschaft“ liegt im aristoteli-
schen Gedankengut. Sie gelangte über Alexis de Tocque-
ville im 19. Jahrhundert zu ihrem heutigen Verständ- 

eine Studie über Bürgerschaftliches Engagement 
mit Unterstützung der Bertelsmann Stiftung 
durchgeführt. Sie bot eine hervorragende Mög-

                                                                                      
 nis. In den vergangenen Jahren rückte die kommunita-

ristische Vorstellung einer gesellschaftlich engagierten 
Bürgerschaft verstärkt in den Mittelpunkt kommunal-
politischer Diskussionen. 
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lichkeit, erprobte Beteiligungsmodelle, wie sie 
eben skizziert wurden, zu evaluieren und Rah-
menbedingungen für die Zukunft zu ermitteln. 

Die Studie wurde von der Forschungsgruppe 
Wahlen in Mannheim durchgeführt. Sie ist lang-
jähriger Partner der Stadt Heidelberg und hat 
in den vergangenen Jahren bereits eine Reihe 
von Studien in Heidelberg erarbeitet.2 

Wesentliche Elemente und Ziele: 

• Leben und Wohnen in Heidelberg 

• Kenntnis und Beurteilung lokaler Institutio-
nen/Politik/Bürgerbeteiligung 

• Bürgerschaftliches Engagement (Vereine, 
selbst organisierte Gruppen) 

• Vertiefungsfragen zum bürgerschaftlichen 
Engagement 

Die Studie war eine hervorragende Gelegenheit, 
den Bekanntheitsgrad verschiedener Einrichtun-
gen der lokalen Demokratie zu ermitteln. So zeigt 
die Grafik 1, dass z. B. der Ausländerrat (heute 
Ausländerrat/Migrationsrat) in der Bevölkerung 
einen sehr hohen Bekanntheitsgrad hat. Über-
raschend niedrig fiel das Ergebnis für die Be-
zirksbeiräte aus, eine kommunalpolitische Be-
sonderheit in Heidelberg. Erfreulich ist der rela-
tiv hohe Bekanntheitsgrad von Kinderbeauftrag-
ten und Jugendrat. 

Von besonderem Interesse war die Verteilung 
der Engagierten auf die verschiedenen Engage-
ment-Bereiche, nicht zuletzt auch um einen Ver-
gleich zum FreiwilligenSurvey des Bundesmi-
nisteriums für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend herstellen zu können. 

                                                      
2 Folgendes Forschungsdesign lag der „Engagement-

Studie Heidelberg 2002“ zu Grunde: Telefonische Be-
fragung, Heidelberger Wohnbevölkerung ab 14 Jahren, 
Stichprobengröße: 1.330 (entspricht 1% der Bevölke-
rung), Befragungszeitraum: 13.-17. Mai 2002. 

 

dê~Ñáâ=NW=_Éâ~ååíÜÉáíëÖê~Ç=îÉêëÅÜáÉÇÉåÉê=báåêáÅÜíìåÖÉå=

Dabei wurde nach Vereinen und kleineren bür-
gerschaftlichen Gruppen unterschieden. Insge-
samt gleicht die Tendenz der der Bundesstudie, 
wobei in Heidelberg der Vereinssport stark do-
miniert. 

Die Grafik 2 zeigt sehr deutlich die Unterschiede 
zwischen Inhalt und Organisationsform. Sport-
liches Engagement organisiert sich vorwiegend 
im Verein und im Bereich Politik ist das Engage-
ment in selbst organisierten Gruppen vorrangig. 

 

dê~Ñáâ=OW= båÖ~ÖÉãÉåíJ_ÉêÉáÅÜÉ=áå=eÉáÇÉäÄÉêÖ=

Auch die Verteilung der Geschlechter auf die 
Engagement-Bereiche bestätigt die Vermutung, 
dass Männer vorwiegend in Sport und Politik 
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engagiert sind und die Frauen deutlich bei So-
ziales, Gesundheit und Kindern dominieren. 

 

dê~Ñáâ=PW=sÉêíÉáäìåÖ=îçå=j®ååÉê=ìåÇ=cê~ìÉå=áå=ÇÉå=båJ
Ö~ÖÉãÉåíJ_ÉêÉáÅÜÉå=

Aufschlussreich waren die Ergebnisse über die 
Engagement-Motive (Grafik 4). Sie bestätigen 
die große Rolle des so genannten „Spaßfaktors“ 
– allerdings in Form des „Spaßes am Helfen“. Er 
ist daher nicht im Sinne oberflächlichen Sprach-
gebrauches zu verstehen. Er korrespondiert viel-
mehr mit dem Zweitgenannten – nämlich da-
mit, sich selbst zu verwirklichen und Freude 
am Engagement zu haben. Erstaunlich war, dass 
die Bedeutung des Engagements für den Beruf 
ganz hinten rangiert. 

 

dê~Ñáâ=QW=båÖ~ÖÉãÉåíJjçíáîÉ=áå=eÉáÇÉäÄÉêÖ=

Ganz wesentlich waren die Untersuchungen hin-
sichtlich des Engagement-Potenzials für Heidel-
berg (Grafik 5). Die Lokalpresse hat den Bericht 
über die Studie mit dem Titel „Wer küsst das 
Engagement in Heidelberg wach?“ versehen. 
Wie mit der Verteilung auf die Engagementbe-
reiche liegt Heidelberg hier im Bundestrend. 23% 
der Heidelbergerinnen und Heidelberger sind 
bürgerschaftlich engagiert (Bund 34%) und die-
jenigen, die sich wieder oder neu engagieren 
wollen, machen 25% der Bevölkerung aus (Bund 
26%). Hoch lag mit mehr als der Hälfte (51%) 
der Anteil derer, die in einem Verein sind. 

 
dê~Ñáâ=RW=båÖ~ÖÉãÉåíJmçíÉåòá~ä=áå=eÉáÇÉäÄÉêÖ=

Zu Beginn der Befragung wurde eine Reihe von 
allgemeinen Fragen zu Heidelberg gestellt, die 
teilweise Bezüge zu früheren Erhebungen her-
stellen ließen. Analog zu den Ergebnissen der 
Heidelberg-Studien von 1997 und 2000 ist daher 
unter den Bürgerinnen und Bürgern die Verbun-
denheit zur Stadt stark ausgeprägt. Über zwei 
Drittel aller Befragten (68%) geben an, sie fühl-
ten sich Heidelberg stark verbunden, während 
gut ein Viertel (26%) von einem weniger starken 
Zughörigkeitsgefühl spricht. Die Verbundenheit 
steigt mit der Wohndauer der Befragten konti-
nuierlich an. 

Ein besonders wichtiges Ergebnis ist, dass bür-
gerschaftliches Engagement die Bindung an die 
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Stadt festigt (siehe Grafik 6): Über drei Viertel 
derjenigen Befragten, die in Vereinen eine Funk-
tion oder ein Amt ausüben bzw. in bürger-
schaftlichen Gruppen aktiv sind, sprechen von 
einer starken Verbundenheit mit Heidelberg. 

 

dê~Ñáâ=SW=sÉêÄìåÇÉåÜÉáí= òì= eÉáÇÉäÄÉêÖ= å~ÅÜ= båÖ~ÖÉJ
ãÉåí=

Wenngleich dieses Ergebnis nicht überraschend 
ist, zeigt es doch deutlich, dass die Förderung 

von bürgerschaftlichem Engagement für eine 
Stadt vielfachen Nutzen bringen kann. Nicht 
nur die Organisationen des Ehrenamtes werden 
durch viele Aktive gestärkt, auch die Bindungs-
kräfte innerhalb der Bürgerkommune werden 
durch bürgerschaftliches Engagement verbessert 
und verfestigt. 

Diese Entwicklung darf nicht dem Zufall über-
lassen werden. Deshalb ist die Schaffung einer 
das Engagement fördernden Infrastruktur für 
eine moderne Kommune unabdingbar. In Hei-
delberg habe ich im Jahr 2001 eine Koordinati-
onsstelle für Bürgerschaftliches Engagement in 
meinem Referat eingerichtet. Ihre Aufgabe ist 
es, Bürgerengagement im Innen– und Außen-
verhältnis zu fördern. In Kooperation mit der 
FreiwilligenBörse des Deutschen Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes sind somit Strukturen vor-
handen, die den Gedanken der Bürgerkommu-
ne strategisch wie auch organisatorisch in Hei-
delberg voran bringen. 

táÉ=âΩëëí=ã~å=Ç~ë=båÖ~ÖÉãÉåíéçíÉåòá~ä=ï~ÅÜ\=
t~ë=â~åå=ÇáÉ=hçããìåÉ=íìå\=

In insgesamt fünf Thesen sollen wesentliche 
Aspekte der Engagementförderung als Schritte 
auf dem Weg zur Bürgerkommune dargestellt 
werden. 

NK= sáÉäÉ=jÉåëÅÜÉå=ëáåÇ=ÉåÖ~ÖáÉêí=çÇÉê=Ü~ÄÉå=
ÉáåÉå=_ÉòìÖ=òìã=_ΩêÖÉêÉåÖ~ÖÉãÉåí>=^åJ
ÉêâÉååìåÖ=áëí=ÇáÉ=dêìåÇä~ÖÉ=áÜêÉê=jçíáî~J
íáçå>=

Obwohl manchenorts über den Rückgang des 
bürgerschaftlichen Engagements geklagt wird, 
zeigen Umfragen der letzten Jahre, dass Men-
schen weiterhin aktiv sind, sich allerdings die 
Form und die Wahrnehmung des Engagements 
geändert hat. 

Ein anekdotisches Beispiel aus einem Artikel von 
Bundeskanzler Gerhard Schröder mit dem Titel 
„Die zivile Bürgergesellschaft“ zeigt dies auf an-
schauliche Weise: Ein sozialwissenschaftliches 
Forschungsteam wollte das bürgerschaftliche 
Engagement der Deutschen erheben. Zunächst 
sagte die überwältigende Mehrheit der Befrag-
ten: „Nein, ein Ehrenamt üben wir nicht aus, 
und wir wollen auch keines ausüben“. „Nein“, 
antwortete eine ebenso große Mehrheit, „frei-
willige soziale Arbeit machen wir nicht, und da-
für haben wir auch gar keine Zeit.“ Dann stell-
ten dieselben Interviewer die gleiche Frage noch 
einmal – allerdings anders formuliert. Sie frag-
ten nach dem, was die Menschen in ihrem All-
tag wirklich tun: Ob, und wenn ja, wie sie sich 
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an „gesellschaftlichen Aufgaben“ in ihrem Um-
feld beteiligen, an Nachbarschaftshilfe, Selbstor-
ganisation, Betreuungsaufgaben, kommunalen 
Initiativen… Die Antworten waren erstaunlich. 
38 Prozent der Deutschen sind, im weiteren Sin-
ne, regelmäßig „ehrenamtlich“ tätig. Mehr als 
die Hälfte der Befragten kann sich ein solches 
Engagement für die Zukunft „vorstellen“. Weit 
mehr als 80 Prozent, die überwältigende Mehr-
heit, wären demzufolge für bürgerschaftliches 
Engagement zu gewinnen. 

Das Besondere an der Anekdote und den Ergeb-
nissen ist, dass Ehrenamt zwar weit verbreitet, 
doch nicht als solches erkannt wird. Dies ist 
einer der wesentlichen Gründe, weshalb Aner-
kennung und Öffentlichkeitsarbeit im Bereich 
des bürgerschaftlichen Engagements eine zen-
trale Rolle spielen. Auch die Engagement-Studie 
in Heidelberg hat gezeigt: Die Ehrung von of-
fizieller Seite und die Berichterstattung in den 
Medien gehört zu den wichtigsten Anerken-
nungsformen. 

Dies zeigen auch die Ergebnisse der Enquete-
Kommission des Deutschen Bundestages „Zur 
Zukunft des bürgerschaftlichen Engagements“. 
Dort heißt es: „Anerkennung ist eine der wich-
tigsten Formen der Förderung bürgerschaftli-
chen Engagements. Die Enquete-Kommission 
zielt auf die Entwicklung einer umfassenden 
Anerkennungskultur, die zu einer nachhaltigen 
Wertschätzung, Ermutigung und öffentlichen 
Sichtbarkeit bürgerschaftlichen Engagements 
beiträgt.“ 

Der Heidelberger Gemeinderat hat daher im In-
ternationalen Jahr der Freiwilligen 2001 ein neu-
es Anerkennungszeichen für Bürgerengagement 
eingeführt: Die „Bürgerplakette“. 

2004 hat das Land Baden-Württemberg eine groß 
angelegte Kampagne in Funk und Fernsehen für 
bürgerschaftliches Engagement gestartet. Kern-

stück war der landesweit erste Wettbewerb „Echt 
gut!“ mit gelungenen Beispielen für Bürgeren-
gagement, dessen Ergebnisse in einer Fernseh-
gala ausgestrahlt wurden. Die Sparkassenver-
bände in Deutschland verleihen seit zwei Jahren 
auf lokaler Ebene die „Bürgerpreise der Spar-
kasse“, die sich jedes Jahr einem anderen Schwer-
punkt widmen. Die Sparkasse Heidelberg betei-
ligte sich 2004 erstmals an dieser Aktion mit 
dem Motto „Jung & Alt“. Die Liste solcher An-
erkennungsformen, die neben Landesehrenna-
del und Bundesverdienstkreuz vergeben wer-
den, ließe sich noch fortsetzen. 

Das Entscheidende bei all diesen Formen der An-
erkennung ist die Diskussion über den Wert des 
bürgerschaftlichen Engagements in den Städten 
und Gemeinden. Wenn sich im Vorfeld einer Eh-
rung Gemeinderäte, Bürgermeister/innen, Spar-
kassenvorstände, Verbände oder Unternehmen 
über den höheren oder weniger hohen Wert ein-
zelner Projekte Gedanken machen, setzt ein Pro-
zess der Bewertung und damit der Aufwertung 
des Engagements in unserer Gesellschaft ein. 
Und genau das brauchen wir: Die intensive und 
differenzierte Auseinandersetzung mit bürger-
schaftlichem Engagement und deren Wert in 
der Bürgergesellschaft. 

Eine große Motivation für Engagierte sind Mög-
lichkeiten der Weiterentwicklung und Fortbil-
dung. Deshalb liegt besonderes Augenmerk 
auf Qualifizierungsangeboten in den Kommu-
nen. Häufiger Partner sind hier die Volkshoch-
schulen, die Kurse speziell für Vereine und Eh-
renamtliche anbieten. In manchen Fällen steht 
das gesamte Volkshochschulprogramm Enga-
gierten zu günstigen Konditionen zur Verfü-
gung. 

Viele Freiwilligenagenturen bieten ein besonde-
res Fortbildungsprogramm für Ehrenamtliche an, 
bis hin zu Projektbegleitung oder Teambildung. 
Fortbildungsangebote im Vorfeld von Engage-
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ment im Sinne des „Empowerment“, also der 
Befähigung, überhaupt eine Aufgabe zu über-
nehmen, sind ebenfalls im Angebot. In Heidel-
berg hat beispielsweise das Amt für Gleichstel-
lung von Frau und Mann in Kooperation mit der 
Volkshochschule und der Landeszentrale für 
politische Bildung ein speziell an Frauen gerich-
tetes Fortbildungsprogramm eingerichtet mit 
dem Titel „Chance politisches Ehrenamt“. Da-
bei werden Frauen, die Interesse an einem En-
gagement in der Kommunalpolitik haben, in 
Grundlagen der Kommunalverwaltung und der 
politischen Bildung genauso geschult wie in 
Rhetorik oder Moderation. Dieses außerordent-
lich erfolgreiche Angebot hat bereits einige en-
gagierte Frauen auf die politische Plattform ge-
holt. 

Eine weitere Besonderheit in Baden-Württem-
berg sind die Mentorenkurse, die vom Sozial-
ministerium und dem Paritätischen Bildungs-
werk unterstützt werden. Mentorentrainer bil-
den in den Kommunen in 40-stündigen Kursen 
Mentoren für bürgerschaftliches Engagement 
aus. Sie werden über die Vereinslandschaft, die 
Verwaltung und die Besonderheiten der jewei-
ligen Kommune informiert. Ziel ist es, sie in 
kurzfristigen Projekten als Leitung oder Mode-
ratoren einzusetzen und sie zu „Botschafter/in-
nen für Bürgerengagement“ zu gewinnen. 

OK= qê~åëé~êÉåò=ãçíáîáÉêí=òìã=båÖ~ÖÉãÉåí>=

Die Unterstützung von Engagierten durch die 
Politik spielt nach wie vor eine große Rolle. Die 
Form der Unterstützung reicht von finanziellen 
Zuschüssen über Beratung bis hin zur Nutzung 
von Räumen und sonstiger Infrastruktur. 

Will man auf dem Weg vom alles regelnden 
Staat zur Bürgergesellschaft auf die Eigenver-
antwortung der Bürgerinnen und Bürger bauen, 
muss ein transparentes Verwaltungshandeln zu 

Grunde gelegt werden. Nur mündige, wissen-
de Bürger engagieren sich nachhaltig. Dies ist 
auch ein Grund für die zunehmende Diskussi-
on über die Einführung von „Bürgerhaushal-
ten“, bei denen Bürgerinnen und Bürger in die 
Haushaltsberatungen eingebunden werden. 

Es gilt, Bürgerinnen und Bürger als Koprodu-
zenten und Mitgestalter unserer Gesellschaft zu 
gewinnen. Dabei ist es wichtig, dass nicht der 
Eindruck entsteht, öffentliche Aufgaben zu-
künftig auf die Bürgerschaft „abzuwälzen“, 
sondern durch bessere Transparenz von Ver-
waltungsentscheidungen kontinuierlich das 
Vertrauen in die Verwaltung zu verbessern und 
zu stärken. Eine solche Transparenz verlangt 
jedoch nach einer Verwaltungsreform, die die 
Bürger/innen als Kunden/innen mit höchst-
möglicher Information zur Entscheidungsfin-
dung ausstattet. Es ist außerdem notwendig, 
dass die Entscheidungen von Verwaltung und 
Gemeinderat nachvollziehbar kommuniziert 
werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass bei-
spielsweise die positiven wie negativen Konse-
quenzen wichtiger Beschlüsse gegenüber der 
Bürgerschaft deutlich gemacht werden. Heidel-
berg hat einen Schritt in diese Richtung getan 
mit dem verbesserten Internetauftritt durch ein 
Bürgerinformationssystem, dem alle öffentlichen 
Unterlagen des Gemeinderates entnommen wer-
den können. 

Eine zentrale Aufgabe muss es folglich sein, 
ein engagementfreudiges Klima in der Verwal-
tung zu schaffen. Hierzu ist es zunächst not-
wendig, dass die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im öffentlichen Dienst für dieses The-
ma sensibilisiert werden. Wichtiger Schritt ist 
eine entsprechende amtsübergreifende Beschäf-
tigung mit diesem Thema innerhalb der Kom-
munalverwaltungen. Heidelberg tut dies in ei-
ner eigenen Projektgruppe. Über mehrere Mona-
te hinweg trafen sich Vertreterinnen und Vertre-
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ter vor allem der Fachbereiche, die viel mit Bür-
gerinnen und Bürgern bzw. Ehrenamtlichen zu 
tun haben, zu einem moderierten Erfahrungs-
austausch. Es wurden Maßnahmenpakete für die 
Bereiche „Anerkennung“, „Motivation“, „Ver-
netzung“, „Unterstützung“ und „Öffentlichkeits-
arbeit“ entwickelt. Übergeordnetes Ziel war die 
konkrete Umsetzung des Mottos „von der Aus-
führungsverwaltung zur Ermöglichungsverwal-
tung“. Dabei stand die aktivierende Rolle der 
Verwaltung im Mittelpunkt. Darüber hinaus 
wurde die Rolle der Stadt als Arbeitgeberin von 
aktiven Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dis-
kutiert und auch hierfür Maßnahmenvorschläge 
entwickelt. Die Ergebnisse wurden den politi-
schen Gremien vorgestellt und sollen in die Fort-
schreibung des Konzepts zur Förderung von bür-
gerschaftlichem Engagement in Heidelberg ein-
fließen. Grundlage einer solchen Entwicklung 
ist jedoch das Vertrauen in die Verwaltung, das 
in erster Linie durch Transparenz gewonnen 
werden kann. 

Bürgerinnen und Bürger, die das Vertrauen in 
den Staat verloren haben, sind wenig unter den 
Engagierten zu finden. Vielmehr sind vor allem 
diejenigen aktiv, die das Gefühl haben, dass sich 
ihr Engagement lohnt – für sich selbst, für die 
Sache und nicht zuletzt für die Bürgerkommu-
ne. 

PK= sÉêåÉíòìåÖ= áëí= Éáå=ïÉëÉåíäáÅÜÉë=jÉêâã~ä=
ÇÉê=_ΩêÖÉêâçããìåÉ=ÇÉê=wìâìåÑí>=

Eine bürgernahe Verwaltung ist eine wichtige 
Voraussetzung für die Entwicklung neuer For-
men der Bürgermitwirkung und damit auch 
für den Aufbau von Netzwerken. 

„Bürgerschaftliches Engagement benötigt Öffent-
lichkeit und Interessenvertretung auf den unter-
schiedlichen föderalen Ebenen, in den verschie-
denen Feldern sowie über die einzelnen Engage-

mentbereiche hinaus. Dafür ist die Bündelung 
der vorhandenen Ressourcen und die Vernet-
zung von Akteuren, Organisationen und Institu-
tionen der Bürgergesellschaft wichtig. Der Auf-
bau von Netzwerken kann dazu beitragen, bür-
gerschaftliches Engagement gesellschaftlich auf-
zuwerten und geeignete Förderstrategien zu ent-
wickeln und umzusetzen.“ (Aus dem Enquete-
Bericht des Deutschen Bundestages „Zukunft 
des bürgerschaftlichen Engagements“, 2002.) 

Baden-Württemberg hat ein Landesnetzwerk 
bürgerorientierter Kommunen geschaffen, in dem 
auch Heidelberg seit 1998 Mitglied ist, es war 
zudem viele Jahre lang Modellstandort. Zur För-
derung der Vernetzung des bürgerschaftlichen 
Engagements wurde in Heidelberg 1998 mit Un-
terstützung der Stadt die FreiwilligenBörse in 
Trägerschaft des Paritätischen Wohlfahrtsver-
bandes eingerichtet. In Kooperation mit dem 
Heidelberger Selbsthilfe- und ProjekteBüro wer-
den hier nicht nur Engagierte oder Interessierte 
beraten, sondern auch wichtige Kontakte und 
Netzwerke gepflegt. Auch die städtische Koor-
dinationsstelle Bürgerengagement hat dies zur 
Aufgabe. 

Vergleichbare Strukturen finden sich zwischen-
zeitlich in zahlreichen Kommunen wieder und 
haben sich vielerorts sowohl außerhalb als auch 
innerhalb der Verwaltung bewährt. 

Die einzelnen „Ressorts“ des Bürgerengage-
ments und deren bereichsbezogene Vernetzung 
funktionieren meist hervorragend, z. B. im 
Sport. Auf lokaler Ebene mangelt es jedoch an 
Kontakten zwischen den „Ressorts“ – das gilt 
sowohl innerhalb der Verwaltung als auch 
zwischen den Verbänden oder Interessenver-
tretungen engagierter Gruppen. 

Auf diese sollte in Zukunft besonderer Wert ge-
legt werden, da die Bürgerkommune nur so wei-
terentwickelt werden kann. Letztendlich dient 
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die Vernetzung besonders der Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für engagierte Bürgerin-
nen und Bürger. Ob das in einem Erfahrungs-
austausch auf Landesebene interkommunal oder 
in den Städten innerkommunal getan wird, ist 
nachrangig. 

QK= kÉìÉ=^âíÉìêÉ=ÄêáåÖÉå=ÇáÉ=_ΩêÖÉêâçããìJ
åÉ=îçê~å>=

Es stellt sich die grundlegende Frage: Wer sind 
die „Baumeister/innen“ der Bürgerkommune? 
Ist es der Staat mit seinen Einrichtungen wie 
den Land- oder Stadtkreisen? Sind es Organisa-
tionen des Dritten Sektors wie die Wohlfahrts-
verbände, Gewerkschaften oder Stiftungen? Oder 
sind es die Bürgerinnen und Bürger selbst, de-
ren Vereine und Initiativen? Vielleicht spielen 
auch die Unternehmen eine Rolle oder die Kir-
chen? 

Die Antwort liegt selbstverständlich in einem 
Mix all der genannten Einrichtungen. Sie alle 
bauen an der Vollendung der Bürgerkommune 
mit. Die Bürgergesellschaft ist dann stark, 
wenn sie durch möglichst viele Akteure gestal-
tet wird. Manche der Genannten sind aktiver als 
andere, nicht zuletzt weil die Aufgabenteilung 
in den modernen Gesellschaften bisher klar ge-
regelt wurde: Markt dem Markt, Wohlfahrt der 
Wohlfahrt und Staat dem Staat. 

Diese Strukturen lösen sich jedoch auf. Es ist zu 
einem Teil auch den Veränderungsprozessen 
der 70er und 80er Jahre zu verdanken, dass eine 
Zusammenführung der Lebensbereiche einge-
setzt hat wie beispielsweise in Umweltfragen. 
Dies zeigt, dass Lebenswelten untrennbar mit-
einander verbunden sind. Auf dieser Annahme 
beruht auch der Ansatz der nachhaltigen Ent-
wicklung, wie ihn sich viele Kommunen nach 
der großen Umweltkonferenz von Rio de Janeiro 
1992 ins Programm geschrieben haben. Die Kon-

ferenz hat zum ersten Mal in aller Deutlichkeit 
und für alle nachvollziehbar auf globaler Ebene 
wirtschaftliche, soziale und umweltpolitische 
Ziele zusammengeführt. 

Seither wird auch in Heidelberg unter dem Mot-
to „Global denken und lokal handeln“ eine nach-
haltige Stadtentwicklung durchgeführt. Die lo-
kale Ebene ist dabei ganz entscheidend. Hier 
treffen sich zahlreiche Akteure – die Kommune, 
die Wirtschaft, die Politik, die Verbände und die 
Bürgerschaft. 

Für die bereits beschriebenen Netzwerke gilt 
es neue Aktive zu gewinnen, die Verantwor-
tung für die Bürgerkommune, den Standort ih-
res Wirkens übernehmen. Eine besondere Ziel-
gruppe neuer Aktiver sind die Unternehmen. 
Im Sinne des Corporate Citizenship gilt es über-
zeugende Strategien zu entwickeln, wie es für 
Unternehmen attraktiv wird, sich am Standort 
zu engagieren. Engagement heißt in diesem Fall 
weniger die reine Spendentätigkeit oder das 
Sponsoring, sondern ein verbindlicheres Enga-
gement in Kooperation mit engagierten Grup-
pen oder Bürgerinnen und Bürgern. Für die Be-
teiligten sollen Win-Win-Situationen entstehen, 
denn eine gute Gesellschaftspolitik ist ohne gu-
te Wirtschaftspolitik nicht zu haben. 

Zahlreiche Kommunen in Deutschland haben im 
„Corporate Citizenship“ deshalb bereits hervor-
ragende Projekte initiiert und viele Unternehmen 
sehen sich in der Verantwortung an ihrem Stand-
ort. Soziales Engagement gehört für viele Firmen 
zur Unternehmensstrategie, dies gilt insbeson-
dere für Unternehmen mit internationaler Aus-
richtung. Führt ein solches Engagement zur Ver-
besserung des Images bzw. zum Erfolg des Mar-
ketings, hat sich für das Unternehmen der Ein-
satz gelohnt. 

Auch eine Kommune kann in diesem Bereich 
unterstützend tätig werden, indem z. B. Koope-
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rationspartner aus der Wirtschaft mit Vereinen 
oder Initiativen zusammengebracht werden. 
In Heidelberg wurde hierzu das Zukunftsforum 
„Wirtschaft und bürgerschaftliches Engagement“ 
durchgeführt. Ein Jahr lang trafen sich Vertrete-
rinnen und Vertreter aus Wirtschaft und Ge-
meinwesen, um sich über neue Formen der Ko-
operation auszutauschen bzw. konkrete Projek-
te zu entwickeln. Seither gibt es eine Koordina-
tionsstelle „Unternehmensengagement“, die von 
der Stadt Heidelberg und der FreiwilligenBörse 
Heidelberg getragen wird. 

Die Stadt Heidelberg selbst geht als Arbeitgebe-
rin mit gutem Beispiel voran und bietet Auszu-
bildenden die Möglichkeit, sich im Projekt „So-
ziales Lernen“ in sozialen Einrichtungen in Hei-
delberg zu engagieren. Die jungen Menschen 
stärken so ihre soziale Kompetenz, der Ausbil-
dungsbetrieb motiviert über dieses Angebot die 
Mitarbeiter/innen und die soziale Einrichtung 
bekommt personelle Unterstützung bzw. gute 
Öffentlichkeitsarbeit. 

Die Potenzialanalysen für bürgerschaftliches En-
gagement in Heidelberg oder in der Bundesre-
publik zeigen, dass rd. 25 Prozent der Bevölke-
rung bereit wären sich zu engagieren, wenn die 
Rahmenbedingungen stimmen würden – dazu 
gehören sowohl die Vermittlung als auch die 
Form des Engagements. Für die Vermittlung ste-
hen bundesweit schon zahlreiche Agenturen zur 
Verfügung, wie in Heidelberg die Freiwilligen-
Börse. Sie leisten wertvolle Arbeit in den lokalen 
Netzwerken und stärken so die Fortentwicklung 
der Bürgerkommune. 

Betrachtet man das Potenzial von möglichen 
neuen Akteuren genauer, so ergeben sich da-
raus neue Zielgruppen. Da sind beispielsweise 
die so genannten „neuen Alten“ – Menschen, 
die auf Grund der verbesserten medizinischen 
Betreuung auch nach dem Austritt aus dem 
Erwerbsleben noch lange aktiv sein können und 

wollen, auch die vielen Migrantinnen und Mi-
granten, deren Engagement sich vielfach noch 
auf die ethnische Gruppe oder die Verwandt-
schaft beschränkt. Auch das Potenzial bei Frau-
en in der Erziehungsphase oder bei Jugendli-
chen ist längst nicht ausgeschöpft. Dazu bedarf 
es jedoch neuer Formen des Engagements, die 
sich von den tradierten Strukturen lösen und 
mehr Flexibilität anbieten. 

RK= ^åÇÉêÉ=cçêãÉå=ÇÉê=_ÉíÉáäáÖìåÖ=ìåÇ=ÇÉë=båJ
Ö~ÖÉãÉåíë=ÉêëÅÜäáÉ≈Éå=åÉìÉ=mçíÉåòá~äÉ>=

Seit einigen Jahren formieren sich engagierte 
Menschen zusehends in offenen Strukturen, um 
sich für bestimmte Interessen oder Themen ein-
zusetzen. Dieses Engagement unterscheidet sich 
vom klassischen Ehrenamt meist dadurch, dass 
auf den Eintrag ins Vereinsregister verzichtet 
wird. Man organisiert sich anders. Diese Formen 
des Engagements lassen oft mehr Spielraum für 
die Aktiven und ermöglichen eine bessere Ver-
einbarkeit von Beruf, Familie und Ehrenamt – 
insgesamt mehr Autonomie der Engagierten. 

Das projekthafte Engagement spielt vor allem 
für junge Menschen eine große Rolle. Die Bin-
dung an langjährige Pflichten, beispielsweise 
in einem traditionellen Verein, schreckt viele 
junge Menschen vom Engagement ab. 

Unter dem Titel „jes – Jugend engagiert sich“ 
bieten die Landesstiftung Baden-Württemberg 
und das Paritätische Bildungswerk die Möglich-
keit, kurzfristige und an den Bedürfnissen der 
Jugendlichen ausgerichteten Aktionen zu för-
dern. In Heidelberg war es dadurch beispiels-
weise möglich, einen Sportspielplatz mit Jugend-
lichen zu gestalten und dieses Engagement pä-
dagogisch zu betreuen. 

Einrichtungen wie der Heidelberger Ausländer-
rat/Migrationsrat ermöglichen neben der eigent-
lichen Interessenvertretung auch neue Formen 
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des Engagements für Migranten/innen außerhalb 
der ethnischen Gruppe. Er führt außerdem ver-
schiedene Migrantengruppen zusammen an einen 
Tisch, um gemeinsam an Projekten zu arbeiten. 

Eine weitere Heidelberg-spezifische Form des En-
gagements sind seit 1996 die Kinderbeauftragten 
in allen Stadtteilen, ehrenamtliche Interessenver-
treter/innen für Kinder und Jugendliche und 
Bindeglied zwischen den Stadtbezirken und der 
Stadtverwaltung. Ihr Ziel ist es, eine kindgerech-
te Stadtentwicklung und eine kinderfreundliche 
Lebenswelt voran zu bringen. Sie werden vom 
Gemeinderat auf vier Jahre bestellt. 

Kurzfristige Beteiligungsmöglichkeiten bieten in 
allen Stadtteilen die Workshops zur Erarbeitung 
von Stadtteilrahmenplänen. In diesen kommen 
möglichst alle Akteure der Stadtteilebene zu-
sammen, um in einem moderierten Austausch 
zu unterschiedlichen Themen die Entwicklungs-
potenziale des Stadtteiles zu diskutieren und 
Ziele festzulegen. 

Grundsätzlich gilt es, den veränderten Lebens-
bedingungen der Menschen Rechnung zu tra-
gen. Die Bedürfnisse unterscheiden sich von 
Kommune zu Kommune und sicherlich nach 
der Größenordnung, da in einer Großstadt an-
dere Bevölkerungsgruppen vertreten sind als in 
der Landgemeinde. 

Gefragt sind kleinere und überschaubare Ein-
satzmöglichkeiten für Menschen, die poten-
ziell an Engagement interessiert sind. Diese 
neuen Formen des freiwilligen Engagements 
zeichnen sich dadurch aus, dass die Aktiven 
nur projektbezogen in Anspruch genommen 
werden und die Kohäsionskräfte innerhalb 
der Gruppe oder des Projektes nur für kürzere 
Zeiträume aufrecht erhalten bleiben. 

Dies bedeutet auch, dass bestehende Gruppen 
und Vereine über Veränderungen nachdenken 
müssen. „Klassische“ Vereine, die sich dieser ge-

sellschaftlichen Entwicklung verschließen, wer-
den schwer neue Mitglieder finden. Der Ober-
bürgermeister von Schramberg, Herbert Zinell, 
hat diese Entwicklung in seinem Artikel mit dem 
Titel „Die deutsche Vereinsmeierei stirbt lang-
sam und leise…“ auf den Punkt gebracht: „Die 
Mitgliedschaft auf Dauer ist möglicherweise 
passé und wird durch ‚Solidarität auf Zeit’ er-
setzt.“ 

Diese neuen Formen des Engagements brau-
chen jedoch auch ein neues Management. Auch 
hierfür sind Vermittlungsstellen wie Freiwil-
ligenagenturen in den Kommunen oder Land-
kreisen von großer Bedeutung. Menschen mit 
Ideen, Vereine mit Fragen oder Initiativen mit 
besonderen Projekten können hier Rat und 
Unterstützung bekommen. 

Vielleicht muss man noch weiter gehen und den 
Aufgabenbereich des bürgerschaftlichen Enga-
gements in den Kommunen als neue Aufgabe 
der Verwaltung definieren: Es geht nicht mehr 
nur um klassische Vereinsförderung oder die 
Pflege der Anerkennungskultur, sondern auch 
um ein umfassenderes Management der zum 
Engagement bereiten Bürgerinnen und Bürger. 

Dieser Gedanke gewinnt besonders in Zeiten 
knapper Kassen an Bedeutung. Viele der freiwil-
ligen Dienstleistungen der letzten 20 Jahre kön-
nen die Kommunen in Deutschland nicht mehr 
erbringen. Für alle Betroffenen ist diese Umstel-
lung schwer. Dazu gehören auch die Bürgerin-
nen und Bürger und insbesondere diejenigen, 
deren finanzielle Unterstützung durch die Kom-
mune reduziert wurde. Die Krise kann aber nur 
dann als Gewinn für alle überwunden werden, 
wenn sie als Chance begriffen wird – als Chan-
ce, Aufgaben neu zu verteilen und so die Bür-
gergesellschaft durch mehr Selbstständigkeit zu 
stärken. Hierin liegt eine neue Aufgabe für eine 
Koordination in der Verwaltung: Engagement-
willige Gruppen in der Anfangsphase zu unter-
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stützen und sie zur Selbstorganisation anzulei-
ten. So wird so manches Schwimmbad, so man-
ches Vereinsheim oder so manche Sportanlage 
vor dem Aus gerettet. Gleiches gilt für die Un-

terstützung von Kooperationen zwischen Ver-
einen, die ebenfalls durch das veränderte Enga-
gementpotenzial sowie weniger öffentliche Mit-
tel zusehends notwendig wird. 

oÉëìã¨É=

Bürgergesellschaft oder Bürgerkommune heißt 
aktive Teilhabe und Mitgestaltung durch die 
Bürgerinnen und Bürger quer durch alle öffent-
lichen Lebensbereiche. Teilhabe impliziert be-
reits den Vorgang des Teilens, was bedeutet, 
dass Bürgerengagement nicht die einseitige Ein-
mischung von Bürgerinnen und Bürgern ist. Ge-
fordert ist die Bereitschaft, die Grenzen zwi-
schen verschiedenen Lebenswelten durchläs-
sig zu machen, damit sich ein Perspektiven-
wechsel vollziehen kann. Grundlegend für die 
Zivilgesellschaft ist die Möglichkeit zur Mit-
gestaltung der jeweils relevanten Lebensberei-
che. 

Wir brauchen in unserer Gesellschaft, die ge-
prägt ist durch Globalisierung, demografischen 
Wandel, Individualisierung und Politikverdros-
senheit, eine ganzheitliche Herangehensweise 
an die Lebenswelt der Bürgerinnen und Bürger. 
Bürgerschaftliches Engagement kann ganz we-
sentlich hierzu beitragen. 

Es können nur Vermutungen angestellt werden, 
wie viel Mittel im Gesundheitsbereich einge-
spart werden, wenn ältere Menschen durch 
Übernahme von Verantwortung und Engage-
ment im Alter Erfüllung finden und sich dies 
positiv auf ihren Gesundheitszustand auswirkt. 
Wie viel Kosten bei der Schulsozialarbeit oder 
Gewaltprävention gespart werden durch sinn-
volle Beschäftigung und verantwortungsvolle 
Tätigkeit von jungen Menschen in Vereinen 
bleibt ebenfalls im spekulativen Bereich – eben-

so die pazifizierende Wirkung zahlreicher Pro-
jekte im internationalen und Migrantenbereich. 

Wir brauchen eine neue Kultur des Miteinan-
ders von Staat, Politik, Wirtschaft und Bürger-
schaft. Die Aufgabentrennung des modernen 
Staates muss zugunsten einer verantwortungs-
vollen Teilhabe zurückgenommen werden. Da-
zu bedarf es eindeutiger Vereinbarungen zwi-
schen den großen Akteuren der Bürgerkom-
mune. Es muss Klarheit herrschen über Mög-
lichkeiten und Grenzen der Bürgerbeteiligung 
und des Bürgerengagements. 

Bürgerengagement ist ein Stück Lebensqualität. 
In den letzten Jahren haben die Lebensoptionen 
sprunghaft zugenommen. Mehr Freizeit heißt 
nicht immer mehr Freiheit. Unser Leben wurde 
optionsreicher und bindungsärmer. Die unüber-
sichtliche Fülle der Medienangebote, der Frei-
zeitproduktionsstätten oder zahllosen Reiseop-
tionen machen nur denjenigen frei, der es ver-
steht, Prioritäten zu setzen und die richtige 
Wahl zu treffen. Es gibt jedoch nur eine Lebens-
zeit, die es zu gestalten gilt. Jeder Mensch, ob 
jung oder alt, hat täglich nur 24 Stunden und 
davon nur wenige, die er für sich und andere 
investieren kann. Die Wahl oder die Entschei-
dung muss zugunsten der Bürgerkommune ge-
wonnen werden – und zugunsten der entschei-
denden Person. Sie soll von der Investition in 
die Allgemeinheit am meisten profitieren. Sie 
soll spüren, dass es sich lohnt, die Welt etwas 
besser zu verlassen als man sie angetroffen hat. 
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Dass bürgerschaftliches Engagement eine ge-
samtgesellschaftliche Dimension hat, beweist die 
Tatsache, dass in diesem Zusammenhang das 
Ganze mehr ist als die Summe seiner Teile. Eine 
Gesellschaft mit aktiven Bürgerinnen und Bür-
gern ist als Ganzes ein Gewinn. Der amerikani-
sche Sozialwissenschaftler Robert D. Putnam hat 
dieses Sozialkapital der Gesellschaft als die Fä-
higkeit und Bereitschaft ihrer Mitglieder zur Zu-
sammenarbeit definiert. 

Diese Zusammenarbeit funktioniert ganz kon-
kret nach dem Prinzip der kleinen Einheiten. 
Diesem Zusammenhang haben die großen Kon-
ferenzen der Vereinten Nationen, unter ihnen 
auch der bereits erwähnte Umweltgipfel in Rio 
de Janeiro 1992, Rechnung getragen, ebenso der 
Städtegipfel Habitat II in Istanbul. Für die Zu-
kunft unserer Gesellschaft spielen die Kommu-
nen eine wesentliche Rolle – die kleinen Einhei-
ten. Dies wird gestützt durch den „Johannesburg-
Call“, der von über 600 Bürgermeistern auf der 
„Rio+10-Konferenz 2002“ unterzeichnet wurde. 
Durch ihn hat sich auch der Inhalt der Ab-
schlusserklärung des Johannesburg-Gipfels ge-
ändert: Die Beteiligung der Städte an einer nach-
haltigen Entwicklung wird nun ausdrücklich 
gefordert und gefördert, darauf können sich al-
le Städte in allen Ländern in Zukunft berufen. 

Die Förderung von bürgerschaftlichem Enga-
gement ist ein zentraler Bestandteil einer als 
nachhaltig verstandenen Entwicklung – lokal 
und global. In diesem Kontext müssen die Ak-
teure der Bürgerkommune ihre Anstrengungen 
zur Schaffung zukunftsfähiger Bedingungen für 
engagierte Bürgerinnen und Bürger fortsetzen. 
Grundlage hierfür sind jedoch sozialer Friede 
und Demokratie. Engagement und Solidarität 
sind untrennbar mit der Zukunft unserer De-
mokratie verbunden. Die Förderung der Bür-
gerkommune ist also gleichzeitig die Bewah-
rung unserer demokratischen Grundordnung. 
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Die Förderung der Bürgergesellschaft bleibt ein zentrales Thema der aktuellen Reformdebatte. Der 
Arbeitskreis „Bürgergesellschaft und Aktivierender Staat“ ist in diesem Diskurs seit langem ein Fo-
rum, das reformpolitisch relevante Themenstellungen aufgreift, analysiert und in der politischen De-
batte Stellung bezieht. Damit soll ein Beitrag geleistet werden, ein Netzwerk für die politische Bera-
tung institutioneller Reformpolitik aufzubauen und dessen Überlegungen der Politik vorzustellen. 
Der Arbeitskreis versteht sich insofern als kritischer Impulsgeber für die öffentliche Reformdebatte. 

Anlass und Ausgangspunkt bildet das Interesse, die Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements 
und des darin liegenden Demokratisierungspotentials einerseits und die Staatsmodernisierung in 
Kategorien des aktivierenden Staates andererseits zusammenzubringen. Das Augenmerk des Arbeits-
kreises gilt in erster Linie der Stärkung der Bürgergesellschaft und entsprechender Partizipations-
chancen: Diese Perspektive bestimmt die zu formulierenden Modernisierungsanforderungen an 
staatliche Instanzen und Akteure. 

Die persönlich eingeladenen Mitglieder des Arbeitskreises reflektieren den interdisziplinären Arbeits-
ansatz: Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat Persönlichkeiten aus Politik, Verwaltung und Wissenschaft, 
Wirtschaft, Medien, Verbänden und anderen gesellschaftlichen Organisationen gewinnen können, 
ihre fachlichen und persönlichen Erfahrungen dem Arbeitskreis zur Verfügung zu stellen. Neben 
diesen ständigen Teilnehmern werden zu den jeweiligen Themen Einladungen an einen themenspezi-
fisch kompetenten Adressatenkreis ausgesprochen. 

In regelmäßigen Sitzungen diskutiert der Arbeitskreis Themen, die der praktischen Umsetzung bür-
gerschaftlichen Engagements sowie der Handlungsempfehlungen der Enquetekommission des 14. 
Deutschen Bundestages zur „Zukunft des bürgerschaftlichen Engagements“ förderlich sind. Sie wer-
den zudem auf Fachkonferenzen, öffentlichen Veranstaltungen oder über Analysen und Gutachten 
aufgegriffen und vom Arbeitskreis kritisch begleitet. Zugleich dient dieser Gesprächszusammenhang 
dem Informations- und Erfahrungsaustausch und der Vernetzung seiner Mitglieder und ihrer Praxis-
felder. 

Der Arbeitskreis wird geleitet von Dr. Michael Bürsch, MdB (Vorsitzender der Enquetekommission 
des 14. Deutschen Bundestages) und koordiniert von Albrecht Koschützke, Friedrich-Ebert-Stiftung. 

Ausführliche Informationen, Kontaktpersonen, Konzeptskizzen, Progress Reports, Ergebnisse der 
Plenardebatten und Sitzungen der Arbeitsgruppen sind auf den Internetseiten des Arbeitskreises do-
kumentiert. Die Publikationen sind abzurufen unter www.fes.de/buergergesellschaft – „Analysen“ – 
„Analysen des Arbeitskreises“ oder unter http://www.fes.de/library/ask_digbib.html. 
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von Dietrich H. Hoppenstedt 

09 / Soziale Voraussetzungen der Bürgergesellschaft, von Michael Sommer 

08 / Bürgerengagement in der Aussiedler- und Integrationspolitik, von Jochen Welt, MdB 

07 / Bürgerschaftliches Engagement der Unternehmen – seit langem gepflegt, nötiger denn je, von Michael Rogowski 

06 / Umrisse einer neuen Sozialpolitik – Eigenverantwortung und Solidarität als Bildungsauftrag der Bürgergesellschaft 
und des Bürgerengagements, von Konrad Hummel 

05 / Bürgerschaftliches Engagement in der europäischen Zivilgesellschaft, von Wolfgang Thierse, MdB 

04 / Bürgerschaftliches Engagement in den Kommunen – Erfahrungen aus Ostdeutschland, von Alexander Thumfart 

03 / Bürgerschaftliches Engagement unter den Bedingungen der Globalisierung, von Ernst Ulrich von Weizsäcker, MdB 
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Netzwerke gegen Rechts. Evaluierung von Aktionsprogrammen und Maßnahmen gegen Rechtsextremismus und Frem-
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schenbach, Reinhard Liebig, Bonn 2002, 88 Seiten 

Gender Perspektive, bürgerschaftliches Engagement und aktivierender Staat. Barbara Stiegler, Bonn 2002, 12 Seiten 

Gewerkschaften und bürgerschaftliches Engagement in der Arbeitswelt. Kurzanalyse von Josef Schmid unter Mitarbeit 
von Stephanie Schönstein, Bonn 2002, 28 Seiten 

Bürgerschaftliches Engagement und Gewerkschaften. Kurzanalyse von Jürgen Wolf, Bonn 2002, 25 Seiten 
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